
 

SATZUNG 

 
 

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 
 
1. Der Verein führt den Namen TTC Neckar–Zaber e.V. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Brackenheim und ist im Vereinsregister des Amtsgerichts 
Stuttgart eingetragen. 

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

4. Der Verein ist Mitglied des Württembergischen Landessportbundes (WLSB). Der Verein 
und seine Mitglieder anerkennen als für sich verbindlich die Satzungsbestimmungen und 
Ordnungen des Württembergischen Landessportbundes und dessen Mitgliederverbände, 
deren Sportarten im Verein betrieben werden. 

5. Der Verein, seine Mitglieder und Mitarbeiter bekennen sich zu den Grundsätzen eines 
umfassenden Kinder- und Jugendschutzes u.a. auf der Grundlage des 
Bundeskinderschutzgesetzes und treten für die Integrität und die körperliche und 
seelische Unversehrtheit und Selbstbestimmung der anvertrauten Kinder und 
Jugendlichen ein. 

 
§ 2 Zweck des Vereins  
 
1. Vereinszweck ist die Pflege und Förderung des Sports. Der Vereinszweck wird 

insbesondere durch die Förderung sportlicher Übungen und Leistungen verwirklicht.  

2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos 
tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person 
durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünstigt werden.  

4. Die Mitglieder der Organe und Gremien des Vereins sind grundsätzlich ehrenamtlich 
tätig. Die ihnen entstehenden Auslagen und Kosten werden ersetzt. Dazu gehören 
insbesondere Reisekosten, Porto und Kommunikationskosten. Der Nachweis erfolgt über 
entsprechende Einzelbelege und ist spätestens sechs Wochen nach Ende des jeweiligen 
Quartals geltend zu machen. Soweit für den Aufwendungsersatz steuerliche Pauschalen 
und steuerfreie Höchstgrenzen bestehen, erfolgt ein Ersatz nur in dieser Höhe. Der 
Hauptausschuss kann im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten für die 
Ausübung von Vereinsämtern eine angemessene Vergütung und/ oder eine 
angemessene Aufwandsentschädigung im Sinne des § 3 Nr. 26 a EStG beschließen.  

 



§ 3 Mitgliedschaft  
 

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden.  

2. Der Erwerb der Mitgliedschaft setzt einen schriftlichen Aufnahmeantrag auf einem dafür 
vorgesehenen Vordruck voraus, der an den Verein zu richten ist. Der Aufnahmeantrag 
Minderjähriger bedarf der Unterschrift der gesetzlichen Vertreter, die gleichzeitig als 
Zustimmung zur Wahrnehmung von Mitgliederrechten und – Pflichten gilt. Diese 
verpflichten sich damit zur Zahlung der Mitgliedsbeiträge bis zum Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem der Minderjährige volljährig wird.  

3. Personen, die sich um die Mitgliedschaft im Verein bewerben, werden nur 
aufgenommen, wenn sie die Grundsätze des Vereins nachhaltig und konsequent 
unterstützen. 

4. Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand, der diese Aufgabe auch auf ein 
einzelnes Vorstandsmitglied delegieren kann, nach freiem Ermessen. Die Aufnahme kann 
ohne Begründung abgelehnt werden.  

5. Die Mitgliedschaft beginnt mit der schriftlichen Bestätigung der Aufnahme durch den 
Vorstand. Gleichzeitig wird die von der Mitgliederversammlung festgesetzte 
Aufnahmegebühr fällig.  

6. Personen, die sich um die Förderung des Sports und der Jugend besonders verdient 
gemacht haben, können auf Beschluss des Vorstands zu Ehrenmitgliedern ernannt 
werden. 

 
§ 4 Veränderungen und Beendigung / Verlust der Mitgliedschaft  
 
1. Die Mitgliedschaft endet durch freiwilligen Austritt, Ausschluss, Tod des Mitglieds oder bei 

juristischen Personen durch Verlust der Rechtsfähigkeit.  

2. Die freiwillige Beendigung der Mitgliedschaft muss durch schriftliche Kündigung gegenüber dem 
Vorstand erklärt werden. Die Kündigung ist nur zum Ende eines Kalenderjahres unter Einhaltung 
einer dreimonatigen Kündigungsfrist zulässig.    

 
3. Der Ausschluss eines Mitglieds kann aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung dann  

ausgesprochen werden, wenn das Mitglied  
- in erheblicher Weise gegen die Satzung, den Satzungszweck oder die Vereinsinteressen 

verstößt oder  
- sich grob unsportlich verhält.  

 
4. Über den Ausschluss eines Mitglieds entscheidet der Vorstand mit einfacher Stimmenmehrheit. 

Vor der Entscheidung hat er dem Mitglied Gelegenheit zu geben, sich mündlich oder schriftlich zu 
äußern; hierzu ist das Mitglied unter Einhaltung einer Mindestfrist von zehn Tagen schriftlich 
aufzufordern. Die Entscheidung über den Ausschluss ist schriftlich zu begründen und dem 
Mitglied durch eingeschriebenen Brief zuzustellen. Gegen die Entscheidung ist die Berufung an 
die Mitgliederversammlung zulässig; sie muss schriftlich und binnen drei Wochen nach 
Absendung der Entscheidung erfolgen. Die Mitgliederversammlung entscheidet endgültig.  

 



5. Ein Mitglied kann des Weiteren ausgeschlossen werden, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher 
Mahnung durch den Vorstand mit der Zahlung von Beiträgen oder Umlagen in Höhe von mehr als 
einem Jahresbeitrag im Rückstand ist. Der Ausschluss kann durch den Vorstand erst beschlossen 
werden, wenn seit Absendung des zweiten Mahnschreibens, das den Hinweis auf den Ausschluss 
zu enthalten hat, drei Monate vergangen sind.  

 
6. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprüche aus dem 

Mitgliedsverhältnis. Eine Rückgewähr von Beiträgen, Spenden oder sonstigen 
Unterstützungsleistungen ist ausgeschlossen. Der Anspruch des Vereins auf rückständige 
Beitragsforderungen bleibt hiervon unberührt.  

 
 
§ 5 Mitgliedsbeiträge  
 
1. Von  den  Mitgliedern  werden  Beiträge  erhoben.  Die  Höhe  des  Jahresbeitrages  und dessen 

Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt.  

2. Der Verein ist zur Erhebung einer Umlage berechtigt, sofern diese zur Finanzierung besonderer 
Vorhaben oder zur Beseitigung finanzieller Schwierigkeiten des Vereins notwendig ist. Über die 
Festsetzung der Höhe der Umlage entscheidet die Mitgliederversammlung durch 
Mehrheitsbeschluss, wobei pro Mitgliedsjahr eine Höchstgrenze besteht von jeweils dem 
dreifachen eines Jahresbeitrages.  

3. Ehrenmitglieder sind von der Pflicht zur Zahlung von Mitgliedsbeiträgen befreit.  

4. Nach Eintritt der Volljährigkeit hat das Mitglied das Recht die Mitgliedschaft unter Einhaltung 
einer Frist von drei Monaten schriftlich zu kündigen.  

5. Minderjährige Vereinsmitglieder werden mit Eintritt der Volljährigkeit automatisch als 
erwachsene Mitglieder im Verein geführt und betragsmäßig veranlagt. Die betroffenen 
Mitglieder werden rechtzeitig durch den Verein informiert.  

 
§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder  
 
1. Die Mitglieder sind berechtigt an allen vom Verein angebotenen Veranstaltungen teilzunehmen. 

Sie haben darüber hinaus das Recht, gegenüber dem Vorstand und der Mitgliederversammlung 
Anträge zu stellen. In der Mitgliederversammlung kann das Stimmrecht nur persönlich ausgeübt 
werden.  

2. Die Mitglieder sind verpflichtet den Verein und den Vereinszweck — auch in der Öffentlichkeit — 
in ordnungsgemäßer Weise zu unterstützen. Alle Mitglieder sind zu gegenseitiger 
Rücksichtnahme und zur Einhaltung gemeinsamer Wertvorstellungen verpflichtet.  

3. Die Mitglieder sind zur pünktlichen Entrichtung der Mitgliedsbeiträge verpflichtet.   

4. Der Vorstand ist berechtigt aus besonderen Gründen Mitgliedern Beitragserleichterungen zu 
gewähren.  

 
 

§ 7 Organe des Vereins  
 
Organe des Vereins sind:  



 
-  die Mitgliederversammlung  
-  der Vorstand   
 

§ 8 Haftung der Organmitglieder und Vertreter  
 
Die Haftung der Mitglieder der Organe, der besonderen Vertreter oder der mit der Vertretung 
beauftragten Vereinsmitglieder wird auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Werden diese 
Personen von Dritten zur Haftung herangezogen, ohne das Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt, 
so haben diese gegen den Verein einen Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen zur Abwehr der 
Ansprüche sowie auf Freistellung von Ansprüchen Dritter.  
 
§ 9 Mitgliederversammlung  
 
1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung; sie hat insbesondere folgende 

Aufgaben:  

a. die Entgegennahme der Berichte des Vorstandes und der Kassenprüfer,  
b. die Entlastung und die Wahl des Vorstandes,  
c. die Wahl des Kassenprüfers / der Kassenprüferin,  
d. die Festsetzung von Mitgliedsbeiträgen und deren Fälligkeit sowie das Beschließen von 

Umlagen (gem. § 5 Ziff. 2 dieser Satzung) und einer angemessenen Vorstandsvergütung (gem. 
§  2 Ziff. 4 dieser Satzung),  

e. die Genehmigung des Haushaltsplans,   
f. die Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über sonstige Anträge,  
g. die Entscheidung über die Aufnahme neuer und den Ausschluss von Mitgliedern in 

Berufungsfällen,  
h. die Wahl der Mitglieder von vorgesehenen Ausschüssen,  
i. die Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins.  

 
2. Eine ordentliche Mitgliederversammlung wird vom Vorstand des Vereins nach Bedarf, mindestens 

aber einmal im Geschäftsjahr, nach Möglichkeit im ersten Halbjahr des Geschäftsjahres, 
einberufen. Die Einberufung erfolgt unter Einhaltung einer Frist von 2 Wochen schriftlich per Post 
oder E-Mail-Versand durch den Vorstand mit Bekanntgabe der vom Vorstand vorläufig 
festgesetzten Tagesordnung. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung folgenden Tag. Das 
Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die dem Verein zuletzt 
bekannte Mitgliedsadresse (auch E-Mail-Adresse) gerichtet ist.  

3.  Anträge der Mitglieder zur Tagesordnung sind spätestens 1 Woche vor der 
Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich einzureichen. Nachträglich eingereichte 
Tagesordnungspunkte müssen den Mitgliedern rechtzeitig vor Beginn der Mitgliederversammlung 
mitgeteilt werden. Über später eingereichte bzw. über während der Mitgliederversammlung 
gestellte Anträge entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der 
erschienenen stimmberechtigten Mitglieder.   

Anträge auf Satzungsänderungen müssen unter Benennung des abzuändernden bzw. neu zu 
fassenden Paragraphen im genauen Wortlaut mit der Einladung zur Mitgliederversammlung 
mitgeteilt werden.  

4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet statt, wenn das Interesse des Vereins es 
erfordert oder wenn mindestens 1/3 der stimmberechtigten Mitglieder die Einberufung schriftlich 
unter Angabe der Gründe beim Vorstand beantragt.  

 



 
§ 10 Ablauf und Beschlussfassung von Mitgliedsversammlungen   
 
1. Die Mitgliederversammlung wird von der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden des Vorstandes, bei 

deren/dessen Verhinderung von ihrer Stellvertreterin/seinem Stellvertreter geleitet. Ist keines 
dieser Vorstandsmitglieder anwesend, so bestimmt die Versammlung die Leiterin/den Leiter mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen.  

2. Die ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der 
erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefasst; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der 
Versammlungsleiterin/des Versammlungsleiters den Ausschlag. Stimmenthaltungen zählen nicht. 
Schriftliche Abstimmungen erfolgen nur, wenn 1/3 der anwesenden Mitglieder dies verlangt.   

3. Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen Stimmen 
beschlossen werden.  

4. Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von 2/3 der abgegebenen Stimmen erforderlich.  

5. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von der 
jeweiligen Versammlungsleiterin/vom jeweiligen Versammlungsleiter und der 
Protokollführerin/dem Protokollführer zu unterzeichnen ist.   

Es soll folgende Feststellungen enthalten:   
- Ort und Zeit der Versammlung,                
- die Versammlungsleiterin/der Versammlungsleiter  
- die Protokollführerin/der Protokollführer  
- die Zahl der erschienenen Mitglieder   
- die Tagesordnung  
- die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung  
- bei Satzungsänderungen: die zu ändernde Bestimmung sowie der genaue Wortlaut der 

neuen Regelung.  
 
§ 11 Stimmrecht und Wählbarkeit  
 
1. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder. Jedes Mitglied hat mit Vollendung des 18. Lebensjahrs eine 

Stimme, die nur persönlich ausgeübt werden darf. Eine Stimmrechtsübertragung ist 
ausgeschlossen.  

2. Gewählt werden können alle ordentlichen Mitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben.  

 
 
§ 12 Vorstand  
 
1. Der Vorstand setzt sich wie folgt zusammen:  

- dem/der 1. Vorsitzenden,  
- dem/der 2. Vorsitzenden,  
- dem Kassenwart/der Kassenwartin  

 
Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei 
Jahren gewählt. Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig. Die 



Wiederwahl von Vorstandsmitgliedern ist unbegrenzt zulässig. Nach Ablauf der Wahlperiode 
bleiben die Vorstandsmitglieder bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolger im Amt.  

 
3. Der Vorstand leitet verantwortlich die Vereinsarbeit nach Maßgabe der Satzung und der 

Beschlüsse der Mitgliedsversammlung. Beschlussfähigkeit besteht, wenn mindestens 2 
Vorstandsmitglieder anwesend sind. Er fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der 1. Vorsitzenden. Er kann sich eine 
Geschäftsordnung geben und kann besondere Aufgaben unter seinen Mitgliedern verteilen oder 
Ausschüsse für deren Bearbeitung einsetzen. Der Vorstand berichtet der Mitgliederversammlung 
über seine Tätigkeit.  

4. Die Beschlüsse des Vorstands werden in einem Sitzungsprotokoll schriftlich festgehalten, das von 
mindestens zwei Vorstandsmitgliedern zu unterschreiben ist.  

5. Der Verein wird gemäß § 26 BGB gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des 
Vorstandes, darunter der/die 1. Vorsitzende oder der/die 2. Vorsitzende, gemeinsam vertreten. 

6. Die Vertretungsmacht des Vorstandes ist in der Weise beschränkt, dass zu Rechtsgeschäften mit 
einem Geschäftswert über 5.000 € die Zustimmung der Mitgliederversammlung erforderlich ist.  

7. Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner/ihrer Wahlzeit aus, ist der Vorstand berechtigt 
ein kommissarisches Vorstandsmitglied zu berufen. Auf diese Weise bestimmte 
Vorstandsmitglieder bleiben bis zur nächsten Mitgliederversammlung im Amt.  

8. Der Vorstand kann seine Tätigkeit im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten gegen eine 
angemessene Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26 a EStG ausüben. Die Entscheidung 
hierüber trifft die Mitgliederversammlung.    

 
§ 13 Kassenprüfung  
 
1. Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren zwei Personen zur 

Kassenprüfung. Diese dürfen nicht Mitglied des Vorstandes oder eines von ihm eingesetzten 
Ausschusses sein. Die Wiederwahl ist zulässig.  

2. Die Kassenprüfer haben die Kasse des Vereins einschließlich der Bücher und Belege mindestens 
einmal im Geschäftsjahr sachlich und rechnerisch zu prüfen und dem Vorstand jeweils schriftlich 
Bericht zu erstatten. Sie erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfungsbericht und 
beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlastung des Kassenwartes 
/ der Kassenwartin und der übrigen Vorstandsmitglieder.  

 
 
§ 14 Auflösung des Vereins  
 
1. Die Auflösung des Vereins kann in einer ordentlichen oder außerordentlichen 

Mitgliederversammlung mit der in § 10 Ziff. 4 dieser Satzung festgelegten Stimmenmehrheit 
beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der/die 
1. Vorsitzende und der/die 2. Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren 
(Abwicklung der Vereinsauflösung).   

Die vorstehende Vorschrift gilt entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen 
Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert.   

 



2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines steuerbegünstigten Zwecks gemäß § 2 dieser 
Satzung fällt das Vermögen des Vereins, sofern es bestehende Verbindlichkeiten oder Ansprüche 
aus Darlehensverträgen der Mitglieder übersteigt an den Württembergischen Landessportbund 
e.V. der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, sportliche Zwecke zu verwenden 
hat.   

 
 
§ 15 Datenschutz 
 
1. Mit dem Beitritt eines Mitglieds nimmt der Verein seine Adresse, Alter und seine 

Bankverbindung auf. Diese Informationen werden in dem vereinseigenen EDV-System angelegt. 
Die personenbezogenen Daten werden dabei durch geeignete technische und organisatorische 
Maßnahmen vor der Kenntnisnahme Dritter geschützt. Als Mitglied des Württembergischen 
Sportbundes ist der Verein verpflichtet seine Mitglieder an den Verband zu melden. Übermittelt 
werden dabei Vor- und Nachname, das Geburtsdatum, das Geschlecht, ausgeübte Sportarten 
und die Vereinsmitgliedsnummer. 

 
 
§ 16 Inkrafttreten  
 
Diese von der Gründungsversammlung am 01.05.2016 beschlossene Fassung tritt mit  
sofortiger Wirkung in Kraft.  
 
 
Brackenheim, den 1. Mai 2016 
 
Gez. 1.Vorsitzender, Thorsten Kölpin 


